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	EUROPÄISCHE KOMMISSION

Amt für Zusammenarbeit EuropeAid




Leitlinien
für die abfassung der technischen spezifikationen für
IT-Ausschreibungen im rahmen von aussenmassnahmen
EuropeAid muss sich immer wieder mit Problemen im Zusammenhang mit Ausschreibungsverfahren für IT-Ausrüstungen auseinandersetzen. Ursache sind: 
a) die fehlende Neutralität der technischen Spezifikationen und
b) Produkte aus nichtteilnahmeberechtigten Ursprungsländern. Diese Probleme haben zu Beschwerden und zur Aufhebung öffentlicher Ausschreibungen und infolgedessen zu erheblichen Verzögerungen bei der Projektdurchführung geführt haben.
Neutralität
Damit stellt sich die Frage, wie es sich vermeiden lässt, in technischen Spezifikationen auf Markenbezeichnungen Bezug zu nehmen. Eine Lösung bestand in dem Zusatz „oder gleichwertig“, um gleichwertigen Erzeugnissen anderer Handelsmarken den Zugang zu ermöglichen. Dies hat sich jedoch in den Fällen als unzureichend erwiesen, in denen es keine exakt gleichwertigen Erzeugnisse gibt. Zudem besteht die Gefahr, dass der Zusatz „oder gleichwertig“ rein systematisch und ohne jede Bemühung verwendet wird, die Funktionalität der betreffenden Ausrüstung näher zu beschreiben.
Empfehlungen
Die Kommission ist von Rechts wegen verpflichtet, alle erforderlichen Vorkehrungen zu treffen, um eine möglichst breite Beteiligung - zu gleichen Bedingungen - an den Ausschreibungen für von der EU finanzierte Aufträge zu gewährleisten. Zu diesem Zweck ist insbesondere dafür Sorge zu tragen, dass diskriminierende Praktiken oder technische Spezifikationen beseitigt werden, die einer breiten Teilnahme – zu gleichen Bedingungen – aller teilnahmeberechtigten Personen entgegenstehen könnten.
 

Dies ist von allen Bediensteten/externen Sachverständigen, die mit der Ausarbeitung von technischen Spezifikationen befasst sind, gebührend zu berücksichtigen. Diesem Zweck dienen die nachstehende Liste „bester Praktiken” und die Hinweise dazu, was zu vermeiden ist. 

Anstatt sehr detaillierte technische Spezifikationen zu der benötigten Ausrüstung zu geben, gilt es vielmehr,

· die Servicefunktionen (Anwendungsmöglichkeiten), die die Ausrüstung haben sollte, genau zu bestimmen;
· z. B. die Speicherkapazität der Festplatte, die Größe des RAM, der Grafikkarte, der Audio-Karte und die Anzahl der USB-Ports festzulegen;
· die Ausrüstung aus einer funktionellen Perspektive zu beschreiben, so z. B., dass er zum Öffnen eines Dokuments höchstens 5 Sekunden brauchen darf;
· den Zeitpunkt der ersten Freigabe für den Markt festzulegen, z. B. freigegeben nach 2005.

· die Umgebung, in der die Ausrüstung betrieben werden soll, und mit welchen vorhandenen Ausrüstungen er kompatibel sein muss, genau anzugeben.

Was die Hardware anbelangt, so könnte eine Lösung in der Verwendung von Benchmarks
 bestehen, aber da mit dem Erwerb einer Benchmark auch Kosten verbunden sind (einige hundert Euro), wird für kleine Stückmengen/Aufträge mit geringem Wert oder für Aufträge in Märkten, in denen derartige Anforderungen wahrscheinlich weniger Angebote anziehen als normal bei einer öffentlichen Ausschreibung, nicht empfohlen, auf diese Lösung zurückzugreifen. Sollen jedoch Benchmarks verwendet werden, dann sollte aus den Ausschreibungsunterlagen eindeutig hervorgehen, wie die Leistungsfähigkeit der betreffenden Ausrüstung überprüft wird, so z. B., dass entweder der Bewertungsausschuss den Test der vom vorgeschlagenen Auftragnehmer angebotenen Ausrüstung selbst durchführt oder der vorgeschlagene Auftragnehmer die dokumentierten Ergebnisse des (nach Möglichkeit von einem Dritten) durchgeführten Tests vorzulegen hat.

Eine Alternative für Aufträge mit hohem Wert wäre es, dass der öffentliche Auftraggeber seine eigenen Benchmarks festlegt und die Tests während der Bewertungsphase selbst durchführt.

Da diese Benchmarks auf PC mit einer Gesamtkonfiguration und nicht nur auf Mikroprozessoren angewendet werden, ist es sinnvoll, mit den relevanten Benchmarks konfigurationsbezogene Standardspezifikationen für PC und Server zu verwenden. Beachten sollte man, dass einige Benchmarks zu eng gefasst sind und unter Umständen nicht alle erforderlichen Aspekte abdecken. Daher könnte ins Auge gefasst werden, mehrere Benchmarks parallel anzuwenden, um damit den Grundsatz der Neutralität sicherzustellen.
Zu vermeiden sind folgende diskriminierende Praktiken: 
· Zu eng gefasste Anforderungen in den technischen Spezifikationen, wie z. B. :
- Mikroprozessoren mit einer speziellen Taktfrequenz
- “ein Intel-Mikroprozessor oder gleichwertig”
- Angabe einer Mindestgrößen für den Cache (L1, L2 oder insgesamt) (Zwischenspeicher)
- Angabe einer Mindestfrequenz für den Front Side Bus (FSB) (Schnittstelle). 
Ursprungsregeln
Die Ursprungsregeln ergeben sich aus den einschlägigen Rechtsvorschriften für das Programm, aus dem der Auftrag finanziert wird
. 
Hier besteht ein doppeltes Problem: Erstens werden viele der benötigten IT-Komponenten in den teilnahmeberechtigten Ländern nicht hergestellt (und nach Maßgabe besagter Rechtsvorschrift ist daher vor Einleitung des Ausschreibungsverfahrens eine vorherige Ausnahmegenehmigung erforderlich); zweitens kann es angesichts der Veränderlichkeit der Märkte schwierig sein, herauszufinden, ob ein bestimmtes Produkt in einem teilnahmeberechtigten Land hergestellt wird oder nicht.

Mit den erweiterten Ursprungsregeln
 lässt sich dieses Problem unter Umständen in gewissem Maße für die betroffenen Länder lösen oder in Zukunft zumindest weniger gravierend machen.

Empfehlungen
Es ist Aufgabe aller Bediensteten/externen Sachverständigen, die mit der Ausarbeitung von technischen Spezifikationen befasst sind, sorgfältig nachzuprüfen, ob die benötigten Ausrüstungen in teilnahmeberechtigten Ländern verfügbar sind, und spätestens dann darüber Meldung zu machen, wenn die endgültige Fassung der Spezifikationen dem öffentlichen Auftraggeber vorgelegt wird. 
�	Artikel 89 und 168 der Haushaltsordnung für den Gesamthaushaltsplan der Europäischen Gemeinschaften und Artikel 239 der Durchführungsbestimmungen zur Haushaltsordnung sowie Artikel 20 von Anhang IV des geänderten Cotonou-Abkommens, das am 25. Juni 2005 unterzeichnet wurde und auf den EEF Anwendung findet.


�	z. B. Bapco Sysmark 2004 (Business Applications Performance Corporation (Bapco), etwa: Körperschaft für leistungsfähige Bürosysteme) ist eine nicht auf Gewinnerzielung gerichtete mitgliedschaftlich verfasste Organisation von Unternehmen der Informatikbranche, die eine Reihe von objektiven Leistungsmaßstäben (Benchmarks) auf der Grundlage von üblichen Computeranwendungen und Standard-Betriebssystemen entwickelt hat; Business Winstone 2004; TPC; Passmark; Worldbench 5 usw.


�	Für den EEF gilt Artikel 20 von Anhang IV des geänderten Cotonou-Abkommens.


�	Neue Instrumente 2007-2013 sowie die Verordnung über den Zugang zur Außenhilfe der Gemeinschaft, die auf die vorhergehenden Programme Anwendung findet. 





2008 (update 01/12/09)
Seite 1/3
AIDCO-2005-00456-00-17-DE-TRA-00.DOC
2008
Page 3 of 3
AIDCO-2005-00456-00-17-DE-TRA-00.DOC

